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Sehr geehrte Damen und Herren, 
liebe Leserinnen und Leser!

Die mediale Berichterstattung in Österreich wird dominiert von der bud-
getären Situation im Land. Neben der Causa Hypo, wo leider immer wie-
der neue Aspekte zum Vorschein treten, versucht die Regierung hände-
ringend die von beiden Parteien vor der Wahl versprochene Steuerreform 
durchzubringen. Dabei möchte bzw. muss jeder Verhandlungspartner 
seine Positionen wahren, um vor den eigenen Wählern glaubhaft zu blei-
ben. Es bleibt zu hoffen, dass die Finanzierung der Steuersenkung durch 
Strukturreformen getragen wird und nicht durch die Einführung neuer 
bzw. Erhöhung bestehender Abgaben finanziert werden muss.

Die vorliegende Ausgabe unserer Zeitung Steuern und Trends dürfen wir 
mit  einem Rückblick auf einen interessanten Abend in der Tourismus-
schule Bramberg beginnen. Wir konnten an diesem Abend die Gelegenheit 
nutzen, uns diese regionale Zukunftsschmiede genau anzusehen.
Im fachlichen Teil finden Sie alles Wissenswerte in Zusammenhang mit der 
Beitragsvorschreibung der GSVG, dem Thema der Liebhaberei im Steuer-
recht sowie der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen von Unterlagen. 

Der begünstigte Familienkreis in der Grunderwerbsteuer und im Ge-
richtsgebührengesetz wird in einem Artikel von Herrn Stb. MMag. Dr. 
Peter Pülzl MAS (European Law), LL.M. dargestellt.

Unsere Personalverrechnung beschäftigt sich im Anschluss ausführlich 
mit dem Thema Lohndumping und untermauert dies mit vielen anschau-
lichen Beispielen aus der Praxis. 

Wir wünschen viel Spaß beim Lesen dieser Ausgabe der aktuellen Steuern 
und Trends.

Stb. Hermann Gandler
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Im Jänner 2015 haben die Tourismusschulen Salzburg 
– Bramberg zu einem Abend im Zeichen des Touris-
musschulen Internat Bramberg, kurz TIB geladen. 

Seit September 2014 verfügt die Schule über ein eigenes 
Internat. Dem Ruf nach einer Unterbringung kam die 
Schule nach, um auswärtigen Schülern die Möglichkeit 
zu bieten, während der Woche in Bramberg zu wohnen. 
Die Installierung des TIB war wohl eine der größten He-
rausforderungen, die die Schulgemeinschaft der Touris-
musschulen Bramberg im abgelaufenen Jahr bewältigt 
hat. Dazu brauchte es aber viele Förderer und helfende 
Hände. Direktor Erich Czerny und Administratorin 
Petra Mösenlechner haben den Abend genutzt, um sich 
noch einmal persönlich bei allen Gönnern zu bedanken, 
die mitgeholfen haben, das TIB ins Leben zu rufen.

Als Unternehmen aus der Region freut es uns sehr, 
dass die Firmen Fritzenwallner Gandler Wirtschaft-

streuhand und Steuerberatungsgesellschaft mbH 
sowie Gruber und Partner Unternehmensberatung 
GmbH die Tourismusschule Bramberg bei der Umset-
zung der rechtlichen Rahmenbedingungen für den Be-
trieb des Internates fachkräftig unterstützen konnten.

Im wunderschönen Ambiente des Smaragdrestau-
rants durften wir ein exzellentes Menü genießen und 
uns von den Schülern des I. Aufbaulehrganges ver-
wöhnen lassen. Nach diesem kulinarischen Highlight 
konnten wir uns im Zuge einer Schulführung von der 
hervorragenden Ausstattung und den vielen Facetten 
der Tourismusschule Bramberg informieren.

Wir möchten uns an dieser Stelle nochmals sehr herz-
lich für den sehr angenehmen und informativen Abend 
bei dem gesamten Team bedanken und wünschen die-
ser beeindruckenden Schule für die Zukunft alles Gute!

Stb. Hermann Gandler

Aus aktuellem Anlass dürfen wir neuerlich darauf 
hinweisen, dass der Arbeitgeber verpflichtet ist, die 
Bestätigung der An- und Abmeldung unverzüg-
lich an den jeweiligen Dienstnehmer auszuhändigen. 
Werden die entsprechenden Unterlagen nicht an den 

Dienstnehmer ausgehändigt, begeht der Arbeitge-
ber eine Verwaltungsübertretung, welche mit einer 
Geldstrafe von Euro 730,00 bis zu Euro 5.000,00 im 
Wiederholungsfall zu sanktionieren ist. 

Mag. Julian Holleis

Die Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt-
schaft ist die Sozialversicherung für Unternehmerinnen 
und Unternehmer in Österreich. Für alle Pflichtver-
sicherten werden die Beiträge vierteljährlich von der 
GSVG vorgeschrieben. Die Vorschreibungen werden im 
Februar, Mai, August und November versendet (fällig 
jeweils am Ende des jeweiligen Monats). Im folgenden 
Artikel dürfen wir einige wichtige Punkte in Zusammen-
hang mit der Beitragsvorschreibung erläutern.

Zahlungsverzug
Wenn Sie in vorübergehenden Zahlungsschwierigkeiten 
sind, ist abwarten keine gute Lösung. Erhält die SVA 
innerhalb einer gewissen Frist keine Zahlung, verschickt 
sie eine Mahnung. Wird auch darauf nicht reagiert, wird 
bei Gericht ein Antrag auf Exekution gestellt. 
Bei Zahlungsproblemen kann mit der jeweiligen zustän-
digen Landesstelle Kontakt aufgenommen und eine 
Zahlungsvereinbarung getroffen werden. Möglich ist 
eine Ratenzahlung oder eine Stundung des Betrags bis zu 
einem bestimmten Zeitpunkt. Allerdings werden bis zur 
Zahlung in der Regel Verzugszinsen berechnet und vorge-
schrieben – diese betragen im Jahr 2015 rund 7,88 % p.a.

Gewerbe ruhend melden
Wird das Gewerbe nicht durchgehend ausgeübt, kann 
es für die Monate in denen Sie nicht tätig sind, ruhend 
gestellt werden. Achtung: Es besteht kein Versicherungs-
schutz. Das kann auch für maximal 18 Monate rückwir-
kend geschehen. Eine rückwirkende Ausnahme von der 
Pflichtversicherung ist allerdings nur für Zeiträume, in 
denen keine Leistung bezogen wurde, möglich. Mütter 

haben die Möglichkeit, im Zeitraum des Wochengeldbe-
zugs die selbständige Erwerbstätigkeit zu unterbrechen 
und ihr Gewerbe ruhend zu melden. 

Kleinunternehmerregelung
Unter bestimmten Voraussetzungen können Kleinunter-
nehmer die Ausnahme von der Pensions- und Kranken-
versicherung beantragen. Dazu darf der jährliche Umsatz 
aus allen unternehmerischen Tätigkeiten € 30.000,00 
und die Einkünfte aus der gewerblichen Tätigkeit 
jährlich € 4.871,76 nicht übersteigen. Daneben müssen 
allerdings noch weitere Voraussetzungen erfüllt werden.

Vorläufige Beitragsgrundlage / 
Antrag auf Herabsetzung
Grundsätzlich ist der Einkommensteuerbescheid des 
drittvorangegangenen Kalenderjahres für die vorläufige 
Beitragsermittlung heranzuziehen, sofern mit diesem 
das drittvorangegangene Kalenderjahr endgültig bemes-
sen wurde (z.B. endgültige Beitragsbemessung für das 
Jahr 2012 und vorläufige Beitragsbemessung für das Jahr 
2015 mit dem Einkommensteuerbescheid 2012). 

Mittels Antrag kann die Betragsgrundlage und somit die 
Höhe der Beiträge für das laufende Jahr einmalig bei der 
SVA angepasst werden. Es ist jedoch zu beachten, dass 
nach Vorliegen des maßgeblichen Einkommensteuerbe-
scheides die endgültige Beitragsgrundlagenfeststellung 
erfolgt. Diese kann zu erheblichen Beitragsnachbelastun-
gen führen. Diesbezüglich stehen wir Ihnen für weitere 
Informationen jederzeit gerne zur Verfügung.

Mag. Julian Holleis

Die Sozialversicherung 
der gewerblichen Wirtschaft

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

Gemeinsamer Abend in der Tourismusschule Bramberg

VerstöSSe gegen Melderechtliche Vorschriften – 
Pflichten des Arbeitgebers

... zum 40. Geburtstag

Wir gratulieren

Marianne Hofer
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Was versteht man 
unter dem Begriff der „Liebhaberei“?
Unter dem Begriff „Liebhaberei“ versteht man Tätig-
keiten, die mittel- bis langfristig keinen positiven 
Gewinn oder Überschuss erwirtschaften können. 
In der sogenannten „Liebhabereiverordnung“ werden 
Sachverhalte geregelt, wann welche Tätigkeiten als 
Liebhaberei einzustufen sind. Die in der Praxis am 
häufigsten vorkommenden Tatbestände sind die 
„Betätigungen mit Liebhabereivermutung“ und hier 
insbesondere die kleine Vermietung.

Was zählt zu Betätigungen 
mit Liebhabereivermutung?
	 Bewirtschaftung von Wirtschaftsgütern, die sich 

besonders für eine Nutzung für private Zwecke 
eignen: z.B. Pferdezucht, Vermietung von Sport-
flugzeugen, Yachten

	 Tätigkeiten aufgrund einer privaten Neigung: z.B. 
als Hobbymaler, Schriftsteller, Privatgeschäftsver-
mittlung

	 Vermietung von Eigenheim, Eigentumswohnung, 
Mietwohngrundstück mit qualifizierten Nutzungs-
rechten etc. („kleine“ Vermietungen)

Steuerliche Folgen bei Betätigungen 
mit Liebhabereivermutung:
Tritt bei den oben genannten Tätigkeiten von Beginn 
an ein Verlust ein, so ist Liebhaberei anzunehmen. Ein-
kommensteuerlich hat die Liebhaberei zur Folge, dass 
laufende Verluste nicht mit anderen Einkünften 
ausgeglichen werden können. Andererseits sind 
ausnahmsweise entstandene Gewinne nicht steuer-
pflichtig. In der Umsatzsteuer besteht kein Recht auf 
Vorsteuerabzug.

Kann die Liebhaberei wiederlegt werden?
Eine Widerlegung der Liebhaberein kann mittels einer 
Prognoserechnung nachgewiesen werden. Es muss 
dargelegt werden, dass in einem absehbaren Zeit-
raum ein Gesamtgewinn/-überschuss zu erwarten ist. 
Für betriebliche Tätigkeiten gibt es dafür keine klar 
definierte Zeitvorgabe, für „kleine“ Vermietungen 
ist diese Prognose für einen Zeitraum von 20 Jahren ab 
Beginn der Vermietung bzw. maximal 23 Jahre ab dem 
erstmaligen Anfallen von Aufwendungen vorgegeben. 

Weicht jedoch innerhalb eines Beobachtungszeit-
raums das tatsächliche Ergebnis stark von der Progno-
serechnung ab, kann auch im Nachhinein die Tätigkeit 
als Liebhaberei eingestuft werden.

Sonderfall „groSSe“ Vermietung
Bei der großen Vermietung handelt es sich um die 
Überlassung von Gebäuden mit mindestens 3 Wohn-
einheiten, sofern es sich nicht um Wohnungseigentum 
oder Quasi-Wohnungseigentum handelt, im Regelfall 
also um die Vermietung von Zinshäusern. Außerdem 
zählt hier jede Gebäudeüberlassung dazu, die keine 
„kleine“ Vermietung darstellt, z.B. auch das Vermie-
ten von Geschäften, Bürogebäuden, sowie die 
gewerbliche Zimmervermietung.
Auch hier ist eine Prognoserechnung abzugeben, 
jedoch für einen Zeitraum von 25 Jahren ab Beginn der 
Vermietung bzw. 28 Jahren ab dem ersten Anfallen von 
Aufwendungen. Ist kein Gesamtüberschuss zu erwar-
ten, tritt zwar in der Einkommensteuer, jedoch nicht 
in der Umsatzsteuer Liebhaberei ein.

Verfahrensrechtliche Mittel 
der Finanzverwaltung:
Eine nachträgliche Umqualifizierung in Liebhaberei 
hat eine Abänderung der Steuerbescheide durch die 
Finanzverwaltung zur Folge. Bescheidänderungen sind 
jedoch an bestimmte Verjährungsfristen gebunden. Um 
diese Bescheide auch über die Verjährung hinaus abän-
dern zu können, erlässt das Finanzamt häufig vorläu-
fige Bescheide. Ist die Ungewissheit der Liebhaberei 
geklärt, kann der vorläufige Bescheid in jede Richtung 
abgeändert oder in der ursprünglichen Form als endgül-
tig erklärt werden. Bei vorläufigen Bescheiden beginnt 
die Verjährung erst mit Ablauf des Jahres der Beseiti-
gung der Ungewissheit. Sie tritt spätestens 15 Jahre 
nach Entstehen des Abgabenanspruchs ein.

FAZIT:
Die Umqualifizierung einer betrieblichen Tätigkeit oder 
einer Vermietung in Liebhaberei kann sehr bedeu-
tende steuerliche Auswirkungen haben. Verlust-
verrechnungen mit anderen Einkünften werden nicht 
anerkannt, ein Vorsteuerabzug steht nicht zu. Durch 
das Erlassen vorläufiger Bescheide kann eine Umquali-
fizierung auch Jahre nach Beginn der Tätigkeit erfolgen 

– Vorsteuerbeträge sowie Einkommensteuerguthaben 
müssen der Finanz zurückbezahlt werden. Bei Beginn 
von Betätigungen mit Liebhabereivermutung, insbeson-

dere bei Beginn einer Vermietungstätigkeit, sollten die 
Sachverhalte vorab gründlich geklärt werden. 

Mag.(FH) Viktoria Brunner

Liebhaberei im Steuerrecht – 
Betätigungen mit Liebhabereivermutung

Der Platz wird knapp, die alten Unterlagen müssen 
raus! Jedes Jahr stellt sich die Frage, was denn eigent-
lich entsorgt werden darf.
Grundsätzlich gilt eine Aufbewahrungspflicht von 
sieben Jahren, wobei die Frist im Folgejahr der letz-
ten Eintragung beginnt. Für das Jahr 2015 bedeutet 
das, dass die Akten und Belege aus dem Kalender-
jahr bzw. Wirtschaftsjahr 2007, oder früher, vernich-
tet werden dürfen. 
Leider gibt es Ausnahmen von dieser Regel, das heißt, 
dass es auch solche Belege gibt, die länger als sieben 
Jahre aufbewahrt werden müssen. Diese Ausnahmen 
lauten wie folgt:

	 10 Jahre für sämtliche Unterlagen die in Zusam-
menhang mit solchen Leistungen stehen, für die 
der neue Mini-One-Stop-Shop (MOSS) in Anspruch 
genommen wird. Das kann sämtliche elektronisch 
erbrachte Dienstleistungen sowie Telekommuni-
kations-, Rundfunk- und Fernsehdienstleistungen 
betreffen, die an Nichtunternehmer in EU-Mitglied-
staaten erbracht werden.

	 22 Jahre für Unterlagen die bestimmte Grundstü-
cke betreffen. Unter einem Grundstück versteht 

man den Grund und Boden samt den darauf befind-
lichen Gebäuden und baulichen Anlagen. 
Darüber hinaus empfiehlt es sich, beim Kauf von 
Grundstücken im Privatvermögen sämtliche Unter-
lagen, die mit der Anschaffung in Zusammenhang 
stehen, aufzubewahren. Dadurch können bei einem 
späteren Verkauf die tatsächlichen Anschaffungs-
kosten zur Ermittlung des Veräußerungsgewinns 
herangezogen werden.

	 Unterlagen jeglicher Art, die in Zusammenhang 
mit laufenden gerichtlichen oder behördlichen 
Verfahren stehen, müssen über die gesamte Dauer 
des Verfahrens aufbewahrt werden. Das heißt, erst 
vernichten, wenn das Verfahren abgeschlossen ist.

Um schon früher Platz schaffen zu können, gibt es 
noch die Möglichkeit zur elektronischen Archivierung 
der Unterlagen. Es muss hierbei aber gewährleistet 
werden, dass eine vollständige, geordnete, inhalts-
gleiche und urschriftgetreue Wiedergabe über den 
entsprechenden Aufbewahrungszeitraum erfolgen 
kann. In diesem Fall können die Originalbelege sofort 
vernichtet werden.

Manuela Rainer

Aufbewahrungsfrist – Welche Belege 
dürfen vernichtet werden?

ihr heimvorteil in Steuer- und 
wirtschaftsangelegenheiten.
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Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) und Gerichtsgebührengesetz (GGG) definieren den 
begünstigten Familienkreis trotz vergleichbarer Regelungsmaterie unterschiedlich 
weit. Ein Armutszeugnis für den Gesetzgeber, der mit der Einbeziehung von Lebensge-
fährten darüber hinaus Gestaltungsspielräume schafft.

1.	G rundlegendes
1.1.	G runderwerbsteuer 
	 nach der GrESt-Novelle 2014
	 Die Grunderwerbsteuer auf den Erwerb von inlän-

dischen Grundstücken ist grundsätzlich vom Wert 
der Gegenleistung zu berechnen und beträgt 3,5 %  
(bei entgeltlichen Erwerben: vom Kaufpreis 
oder der Tauschleistung zuzüglich der übernom-
menen Verpflichtungen wie Schulden oder einer 
Fruchtgenussbelastung; bei unentgeltlichen 
Erwerben: nunmehr vom Verkehrswert des 
Grundstückes, wobei ein unentgeltlicher Erwerb 
im Gegensatz zur Rechtslage vor dem 01.06.2014 
bereits dann vorliegt, wenn die Gegenleistung ge-
ringer ist als der Verkehrswert des Grundstückes).

	 Entgeltliche und unentgeltliche Grundstücks-
erwerbe im eng definierten Familienkreis 
(Ehegatten; eingetragene Partner; Lebensge-
fährten mit gegenwärtigem oder vergangenem 
gemeinsamen Hauptwohnsitz; Eltern; Kinder inkl. 
Stief- und Wahlkinder; Schwiegerkinder; Enkel-
kinder) werden dagegen nur mit 2 % des dreifa-
chen Einheitswertes, maximal jedoch von 30 % 
des Verkehrswertes besteuert. Für land- und 
forstwirtschaftliche Grundstückserwerbe im 
engen Familienkreis (siehe oben) wird lediglich 
der einfache Einheitswert als Bemessungsgrund-
lage für die GrESt herangezogen.

1.2.	E intragungsgebühr für 
	 die Einverleibung des 
	E igentumsrechts im Grundbuch
	 Die Eintragungsgebühr ist grundsätzlich vom Preis 

des Grundstücks im gewöhnlichen Geschäfts-
verkehr zu berechnen und beträgt 1,1 %. „Soweit 
keine außergewöhnlichen Verhältnisse vorliegen, 
die offensichtlich Einfluss auf die Gegenleistung 
gehabt haben“, ist beispielsweise bei einem Kauf 
der Kaufpreis zuzüglich der übernommenen 
Verpflichtungen wie Schulden oder einer Frucht-

genussbelastung heranzuziehen. Bei unentgelt-
lichen Erwerben (Gegenleistung < Verkehrswert 
des Grundstückes) wird die Eintragungsgebühr 
vom Verkehrswert des Grundstückes berechnet.

	 Entgeltliche und unentgeltliche Grundstückser-
werbe im weiter definierten Familienkreis 
(Ehegatten; eingetragene Partner; Lebensgefährten 
mit gegenwärtigem oder vergangenem gemeinsa-
men Hauptwohnsitz; Verwandte oder Verschwä-
gerte in gerader Linie sowie Stief-, Wahl- oder 
Pflegekinder und deren Kinder, Ehegatten oder 
eingetragene Partner; Geschwister; Nichten oder 
Neffen) werden dagegen nur mit 1,1 % des dreifa-
chen Einheitswertes, maximal jedoch von 30 % des 
Verkehrswertes besteuert.

2.	U nterschiede und 
	G estaltungsmöglichkeiten
2.1.	 Der Begriff der begünstigten Familie wird 

im Gerichtsgebührengesetz weiter gefasst als im 
Grunderwerbsteuergesetz: Die ermäßigte Ge-
richtsgebühr greift zusätzlich für Geschwister, 
Großeltern, Neffen und Nichten, Pflegekinder sowie 
Kinder, Ehegatten oder eingetragene Partner von 
Stief-, Wahl- oder Pflegekindern. Sachlich geboten 
wäre eine generelle Anknüpfung an den Angehö-
rigenbegriff der Bundesabgabenordnung (Beiser, 
SWK-Spezial, 2015, 20).

2.2.	 Die Übertragung land- und forstwirtschaftli-
cher Grundstücke innerhalb des begünstigten 
Familienkreises wird in der Grunderwerbsteuer 
auf Basis des einfachen Einheitswertes bemessen, 
während bei der Eintragungsgebühr vom dreifa-
chen Einheitswert ausgegangen wird.

2.3.	 Für Lebensgefährten kann ein (bestehender 
oder früherer) gemeinsamer Hauptwohnsitz 
ebenfalls zu den Privilegien des ermäßigten Grund-
erwerbsteuersatzes von 2 % und der reduzierten 

Bemessungsgrundlagen in der Grunderwerb-
steuer und bei der Eintragungsgebühr führen. 
Dazu ein Auszug aus der Stellungnahme des 
BMF vom 11.11.2014 zur GrESt-Novelle 2014: Das 
der Lebensgemeinschaft immanente Kriterium 
einer gewissen Dauer „ist bereits erfüllt, wenn die 
Partner ein längeres Zusammenleben beabsich-
tigen. Auf die tatsächliche Dauer kommt es nicht 
an … Das Zusammenleben von Geschwistern oder 
überhaupt das Zusammenleben nach Art einer 
‚Wohngemeinschaft‘ stellt keine Lebensgemein-
schaft dar … Eine Gemeinschaft von mehr als zwei 
Personen kann ebenfalls nicht den Tatbestand der 
‚Lebensgefährten‘ erfüllen … Das Bestehen einer 
sozialversicherungsrechtlichen Mitversicherung ist 
ein starkes Indiz für das Vorliegen einer Lebens-
gemeinschaft … Mit der Verwendung des Begriffes 
‚Hauptwohnsitz‘ wird auf den melderechtlichen Be-
griff Bezug genommen … Das Vorliegen des Haupt-
wohnsitzes kann durch eine Meldebestätigung 
nachgewiesen werden … Zusätzlich muss auch das 
Vorliegen einer Lebensgemeinschaft nachgewiesen 

bzw. glaubhaft gemacht werden können (beispiels-
weise gemeinsamer Mietvertrag, Aufteilung der 
gemeinschaftlich anfallenden Kosten (auch bei 
Überweisen eines monatlichen Betrages für die 
gemeinschaftlichen Kosten an den Lebensgefähr-
ten), Zustelladresse für behördliche Schriftstücke, 
Zustehen des Alleinverdienerabsetzbetrages) … Der 
Erwerb durch einen Lebensgefährten bei Auflö-
sung der Lebensgemeinschaft oder nach Aufgabe 
des gemeinsamen Hauptwohnsitzes ist nur dann 
begünstigt, wenn dieser Erwerb eine unmittelbare 
Folge der Auflösung bzw. Aufgabe darstellt … Es 
wird vermutet, dass dieser Zusammenhang bei Lie-
genschaftsübertragungen binnen eines Jahres nach 
Aufhebung der Lebensgemeinschaft noch gegeben 
ist. Liegt die Auflösung der Lebensgemeinschaft 
bzw. die Aufgabe des gemeinsamen Hauptwohn-
sitzes mehr als ein Jahr zurück, muss jedenfalls 
nachgewiesen werden, dass der Erwerbsvorgang 
noch im Zusammenhang mit der Auflösung/Aufga-
be steht.“

StB Dr. Peter Pülzl, LL.M.

Immobilienübertragungen: 
Der begünstigte Familienkreis in der Grund-
erwerbsteuer und im Gerichtsgebührengesetz

Unser diesjähriger Firmenskitag führte uns ins Skigebiet 
Panoramabahn Kitzbüheler Alpen – Mittersill. Mit der 
Pinzgauer Lokalbahn erreichten wir pünktlich um 09:00 
Uhr die Talstation der Panoramabahn. Nach einem 
ausgiebigen Frühstück im Bergrestaurant Pinzgablick 
wurden die Pistenverhältnisse dieses Skigebietes in 
mehreren Gruppen getestet. 
Zum Mittagessen trafen sich alle wieder auf der Hangl-

alm bei Toni Lassacher. Nach ausgiebiger Stärkung ging 
es noch zum gemütlichen Après-Ski.
An dieser Stelle möchten wir uns noch mit einem  
„herzlichen Vergelt’s Gott“ bei unseren Chef’s Stb.  
Hermann Gandler und Stb. Mag. Thomas Fritzenwallner 
sowie bei Bernhard Gruber, CMC für diesen schönen 
Skitag bedanken. 

Andrea Dreier

Skitag Panoramabahn Kitzbüheler Alpen – Mittersill 
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Personal-
verrechnung

www.fritzenwallner-gandler.atBesuchen Sie unsere Homepage

1. Welcher Entgeltbegriff ist maSSgebend?

Was der Gesetzgeber konkret ab dem 1. 1. 2015 als 
„maßgebliche Unterentlohnung“ bzw als „Lohndum-
ping“ beurteilt, ist sowohl für Betriebe mit Sitz im 
Inland als auch für Betriebe mit Sitz ausschließlich im 
Ausland einheitlich in § 7i Abs 5 AVRAG geregelt.
Das AVRAG, in dem die Regeln gegen Lohndumping ent-
halten sind, ist ein arbeitsrechtliches Gesetz. Daher ist 
der arbeitsrechtliche weite Entgeltbegriff maßgebend.
Demnach muss der Arbeitnehmer das nach Gesetz, 

Verordnung oder Kollektivvertrag in Österreich zuste-
hende Entgelt erhalten, wobei die jeweiligen Einstu-
fungskriterien zu beachten sind. Erfüllt der Arbeitge-
ber diese Entgeltansprüche nicht oder nur teilweise, 
dann liegt ein verwaltungsstrafrechtlich zu ahndendes 
Lohndumping vor, soweit nicht eine der nachstehend 
angeführten Ausnahmen greift.
Hinweis: Den Lohndumpingvorschriften unterliegen 
echte, nicht aber freie Dienstnehmer.

2. Welche Arbeitnehmer-Ansprüche sind vom Lohndumping nicht erfasst?

Folgende Arbeitnehmer-Ansprüche unterliegen nicht 
der Lohndumpingkontrolle:

	 a) Aufwandsersätze: zB Kilometergelder, Fahrtkos-
tenvergütungen für die Fahrt von der Wohnung zur 
Arbeitsstätte, im Regelfall auch Tages- und Nächti-
gungsgelder

	 b) Gemäß § 49 Abs 3 ASVG befreite Arbeitgeber-
Zuwendungen: zB Mankogelder, Schmutzzulagen, 
Jubiläumsgelder – sofern sie nicht sozialversiche-
rungspflichtig sind (Ausnahme!), Abfertigungen etc

	 c) Arbeitnehmer-Entgeltansprüche aufgrund 
Betriebsvereinbarung oder Dienstvertrag: Eine 

Unterzahlung derartig vereinbarter Entgeltbe-
standteile (zB wird ein dienstvertraglich zugesagter 
Sachbezug oder eine gemäß Betriebsvereinbarung 
geregelte Rufbereitschaftsentlohnung nicht oder 
nur teilweise gewährt) fällt somit nicht unter den 
Verwaltungsstraftatbestand des Lohndumpings 
nach § 7i Abs 5 AVRAG.

Hinweis: Betriebe, die keiner lohngestaltenden Vor-
schrift hinsichtlich Mindestentlohnung unterliegen, 
„rutschen“ nicht so schnell in ein Lohndumping, es sei 
denn, es werden geleistete Überstunden nicht bezahlt, 
oder Entgelte aufgrund des gesetzlichen Lohnausfalls-
prinzips nicht geleistet etc.

Praxisübersicht 

Lohndumpingkontrolle ist vorgesehen für … 	 Keine Lohndumpingkontrolle ist vorgesehen für … 
•	 Urlaubs- und Krankenentgelt 

•	 Entgelt für bezahlte KV-Freistellungszeiträume 

•	 Erschwernis-, Gefahren- und Montagezulagen 

•	 Kollektivvertraglich geregelte Rufbereitschafts-
entgelte

•	 13. und 14. Bezug 

•	 Aufwandsersätze (zB Kilometergelder, Fahrtkos-
tenvergütungen für die Fahrt von der Wohnung zur 
Arbeitsstätte, im Regelfall auch Tages- & Nächti-
gungsgelder sofern diese nicht beitragspflichtig sind)

•	 SV-freie Bezüge wie bspw Mankogelder, Schmutz-
zulagen, Jubiläumsgelder etc

•	 Abfertigungen 

•	 Dienstvertraglich zugesagte Sonderzahlungen  
(zB Bilanzgeld, Zielerreichungsprämie etc)

•	 Sachbezüge 

3. Können freiwillige Zuwendungen und Überzahlungen 
     die Unterentlohnung ausgleichen?
JA! Grundsätzlich können freiwillige Zuwendungen 
und vertraglich zugesagte Überzahlungen die Unter-
entlohnung ausgleichen, sofern

	 sowohl die Unterentlohnung als auch die freiwilli-
gen Zuwendungen bzw die vertraglich zugesagten 
Überzahlungen demselben Lohnzahlungszeitraum 
zuzurechnen sind (Lohnzahlungszeitraum-Identi-
tät) und

	 es sich hierbei nicht um Aufwandsersätze oder 
Sachbezüge handelt.

Hinweise zu Sonderzahlungen: Hinsichtlich kollek-
tivvertraglicher Sonderzahlungen für Arbeitnehmer, 
die dem ASVG unterliegen (dies gilt also idR nicht für 
Arbeitgeber mit Sitz außerhalb Österreichs), liegt eine 
Unterentlohnung nach § 7i Abs 5 AVRAG nur dann vor, 
wenn der Arbeitgeber die Sonderzahlungen nicht oder 
nicht vollständig spätestens bis zum 31. 12. des jeweili-
gen Kalenderjahres geleistet hat.

Aufgrund der sehr unterschiedlichen Fälligkeitszeit-
punkte oder Berechnungsmethoden bei (Kollektiv-
vertrag-)Sonderzahlungen sieht der Gesetzgeber 
daher einen jahresbezogenen Prüfzeitraum vor; die 
zivilrechtliche Fälligkeit der kollektivvertraglichen 
Sonderzahlungen regelt weiterhin die jeweilige 
anspruchsbegründende Rechtsvorschrift (= idR der 
Kollektivvertrag).
Sollte der Arbeitgeber eine dienstvertraglich geregel-
te (Zielerreichungs-)Prämie Ende des Jahres an den 

Arbeitnehmer auszahlen, läge dann kein verwaltungs-
strafrechtlich zu ahndendes Lohndumping vor, wenn 
die Prämie höher ist als allfällig nicht gewährte kollek-
tivvertragliche Sonderzahlungsansprüche.
Beispiele zu: 
Liegt strafbares Lohndumping vor? 
Beispiel 1: 
Beim Ausfallsentgelt (zB betreffend Urlaubs- und Kran-
kenentgelt etc) bezieht der Arbeitgeber zu Unrecht den 
Durchschnitt der Überstunden nicht mit ein und ...

	 a) … der Arbeitnehmer wird exakt nach Kollektiv-
vertrag entlohnt 

 Es liegt ein verwaltungsstrafrechtlich zu ahndendes 
Lohndumping vor;

	 b) … der Arbeitnehmer erhält laut DV einen über-
kollektivvertraglichen Monatsbruttobezug. Ist die 
Überzahlung höher als die Unterdeckung in den 
„Ausfallsentgeltmonaten“ und da Lohnzahlungszeit-
raum-Identität gegeben ist (dh Überzahlung gleicht 
Unterdeckung im selben Lohnzahlungszeitraum aus)

 Es liegt kein verwaltungstrafrechtlich zu ahn-
dendes Lohndumping vor, auch wenn der Arbeit-
nehmer unverändert Anspruch auf eine korrekte 
Berechnung des Ausfallsentgelts hat;

	 c) … der Arbeitnehmer erhält am Jahresende eine 
freiwillige Prämie ausbezahlt  
 Es liegt keine Lohnzahlungszeitraum-Identität vor 
 Es liegt ein verwaltungsstrafrechtlich zu ahnden-
des Lohndumping vor.

Wann liegt Lohndumping vor? 
Wann ist Lohndumping straffrei?
Auszug aus Wilhelm Kurzböck: Wann liegt Lohndumping vor? Wann ist Lohndumping straffrei? — PVP Heft 12, 318
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Beispiel 2: 
Der Arbeitnehmer bezieht ein All-in-Gehalt. Sein 
Dienstvertrag enthält die folgende Formulierung: 
„Unter Berücksichtigung des Sachbezuges aus der Pkw-
Privatnutzung und der 1 x jährlich gewährten Erfolgsprä-
mie sind die beiden folgenden kollektivvertraglichen An-
sprüche, einerseits auf Reiseaufwandsvergütungen und 
andererseits auf Rufbereitschaftsentgelte abgegolten“.

Lösung:
Ob das All-in-Gehalt ausreicht, die Reiseaufwandsver-
gütungen abzugelten, fällt nicht unter die Lohndum-
pingkontrolle. Nicht gewährte, kollektivvertraglich ge-
regelte Rufbereitschaftsentgelte können hinsichtlich 
Lohndumping weder durch die Erfolgsprämie (keine 
Lohnzahlungszeitraum-Identität!), noch durch die 
vertraglich gewährte Privatnutzung des Firmen-Pkw 
(= Sachbezug) ausgeglichen werden.

Es liegt ein verwaltungsstrafrechtlich zu ahndendes 
Lohndumping vor, sofern nicht in den einzelnen 
Rufbereitschaftsmonaten eine andere, diese Lohn-
zahlungszeiträume betreffende (Lohnzahlungszeit-
raum-Identität!) Überzahlung gewährt wird (zB eine 
entsprechende überkollektivvertragliche Entlohnung).

Praxistipp: 
Zur Vermeidung von Strafen wegen Unterentlohnung 
sollte regelmäßig überprüft werden, ob mit den aus-
bezahlten Gehältern auch tatsächlich alle gesetzlichen 
bzw kollektivvertraglichen (Mindest-) Entgeltbestand-
teile abgedeckt sind:

	 Sind die betroffenen Arbeitnehmer korrekt im 
anzuwendenden Kollektivvertrag entsprechend der 
von ihnen tatsächlich verrichteten Tätigkeit ein-
gestuft? Sind etwaige Vordienstzeiten oder Ausbil-
dungszeiten des Arbeitnehmers bei der Einstufung 
richtig berücksichtigt worden?

	 Werden bei Entgeltfortzahlungen zB im Krank-
heitsfall die Ansprüche der Arbeitnehmer korrekt 
berechnet? Werden hier regelmäßig geleistete 
Überstunden einbezogen? Das Gleiche gilt auch für 
das Urlaubsentgelt und Feiertagsentgelte.

	 Decken allenfalls vereinbarte All-In-Entgelte das 
Entgelt für sämtliche vom Arbeitnehmer im ent-
sprechenden Zeitraum geleisteten Überstunden 
samt den gebührenden Zuschlägen tatsächlich ab? 
Hier sollte regelmäßig eine Deckungsprüfung vor-
genommen werden.

Lohndumping – Überstunden

A) Zeitausgleich aus geleisteten Überstunden wird 
nur im Verhältnis 1 : 1 gewährt (kein Gleitzeitguthaben, 
auch kein Guthaben aus flexible Arbeitszeit, sondern 
Zeitguthaben aus „echten Überstunden“). 
B) Eine Gleitzeitregelung basiert auf mündlichen 
Abmachungen. 
C) Ein flexibles Arbeitszeitmodell (Durchrechnung) 
wird ohne kollektivvertragliche Erlaubnis vereinbart. 

Lösung: 
In sämtlichen Fällen (also A bis C) fehlen die Über-
stundenzuschläge, obwohl sie nicht fehlen dürfen. Im 
Fall B deshalb, weil die Umsetzung von Gleitzeit zwin-
gend einer schriftlichen Vereinbarung bedarf. Im Fall 
C deshalb, weil es zur Umsetzung eines Durchrech-
nungsmodells (von wenigen Ausnahmen abgesehen) 
einer kollektivvertraglichen Zulassung bedarf.

Lohndumping – Überstunden - Pauschalabgeltung

Gemäß einer getroffenen Vereinbarung werden Über-
stunden nicht einzeln abgerechnet, sondern pauschal 
und zwar entweder durch eine „echte“ Überstunden-
pauschale (= Vereinbarung eines separaten Betrages, 
der auch auf der Lohnabrechnung separat als solcher 
ausgewiesen ist) oder durch eine „unechte“ Überstun-
denpauschale (= Pauschalgehalt oder auch „all-in- Ge-
halt“ genannt). Wie vertragen sich derartige Vereinba-
rungen mit den Lohndumpingregelungen?

Lösung:
In diesen Fällen muss darauf geachtet werden, dass am 
Ende des Deckungsprüfungszeitraumes (immer Ende 
des Kalenderjahres, wenn nicht ausdrücklich abweichen-
de Zeiträume vereinbart werden) auch die erforderliche 
Deckungsprüfung (Vergleichsrechnung) durchgeführt 
wird. Ergibt sich eine Unterdeckung, die nach Beendi-
gung des Deckungsprüfungszeitraumes nicht ausge-
glichen wird, dann kann Lohndumping vorliegen. Zu 
beachten ist, dass man Sachbezüge seit 1. 1. 2015 nicht 
mehr in die Deckungsprüfung einbeziehen kann.

Lohndumping oder doch kein Lohndumping

Karl W hat ein Monatsgehalt in Höhe von brutto  
€ 2.500,00. Laut Kollektivvertrag gebührten ihm  
€ 2.200,00. Per 1. Jänner 2015 finden laut Kollektivver-
trag eine KV-Gehaltserhöhung und eine Istgehalts-
erhöhung statt. Der Arbeitgeber erhöht jedoch das 
Gehalt nicht. 

Lösung: 
Für den Fall, dass im Voraus eine ausdrückliche und 
nachweisliche Vereinbarung getroffen wurde, wonach 
mit der Überzahlung die nächste/n Erhöhungen im 
Voraus abgegolten sind, so besteht nach der Recht-
sprechung auch kein Anspruch auf Erhöhung. Für den 
Fall, dass diese Vereinbarung nicht getroffen wurde, 
so besteht ein Nachforderungsanspruch seitens 
des Arbeitnehmers, sowie ein SV/BV-Beitragsnach-
forderungsrecht durch die GKK, es liegt aber kein 
Lohndumping vor, da ja das kollektivvertragliche 
Mindestentgelt gewährt wurde.

Alexander P ist Dienstnehmer bei der U AG. Laut 
Kollektivvertrag steht ihm A) nach 20 Dienstjahren 
ein Jubiläumsgeld zu bzw. B) nach Ausschöpfung des 
EFZG-Anspruchs ein kollektivvertragliches Kranken-
entgelt (maximal 49 % des davor gebührenden Ent-
gelts), also ein Krankengeldzuschuss bzw. C) im Falle 
eines Austrittes eine gesetzliche Abfertigung in einer 
bestimmten Höhe. Was bedeutet das Nichterfüllen 
dieser Ansprüche? 

Lösung: 
Die genannten Leistungen sind nach § 49 Abs. 3 ASVG 
von SV- (und damit auch von BV-)Beiträgen befreit. 
Aus diesem Grund würde hier jeweils auch kein 
Lohndumping vorliegen, wenngleich der arbeitsrecht-
liche Anspruch darauf besteht.

Petra S ist Dienstnehmerin bei der W GmbH & Co KG. 
Ihr Monatsgehalt beträgt € 2.800,00. Laut Kollektiv-
vertrag stünden ihr € 2.200,00 zu. Ihr Dienstgeber be-
zahlt ihr die Überstunden, die sie leistet zwar korrekt 
aus, jene die sie aber während eines Krankenstandes, 
an Feiertagen oder während des Urlaubs nicht leisten 
kann, nicht. 

Lösung: 
Das Nichtgewähren bestimmter Entgelte im Rahmen 
des Lohnausfallsprinzips kann Lohndumping bedeu-
ten. Die Tatsache jedoch, dass sie eine Überzahlung 
in Höhe von € 600,00 hat, kann das entstandene 
Lohndumping wiederum „zudecken“. Man müsste 
also für den betreffenden Kalendermonat ermitteln, 
wie hoch das gebührende „Mindestentgelt“ (be- 
rechnet auf Basis der KV-Mindestentlohnung von  
€ 2.200,00) insgesamt betragen müsste und es an-
schließend mit den gewährten € 2.800,00 vergleichen. 
Sind die € 2.800,00 höher als das ermittelte Mindes-
tentgelt, dann liegt kein Lohndumping vor.

Deutsches Mindestlohngesetz (MiLoG)

In Deutschland wurde ein Mindestlohngesetz einge-
führt, das für alle Arbeitgeber gilt, die Arbeitnehmer 
in Deutschland beschäftigen. Die Verpflichtung, 
diesen Mindestlohn zu zahlen, trifft ausnahmslos alle 
Branchen. Ab 2015 gilt daher grundsätzlich der deut-
sche Tarifvertrag oder der gesetzliche Mindestlohn. 
Für den Bereich „Werbung“ oder „Messebau“ ist in 
Deutschland kein Tarifvertrag in Kraft. Es gilt daher ab 
1. Jänner 2015 der deutsche gesetzliche Mindestlohn, 
wenn österreichische Werbeunternehmer Arbeitneh-

mer in Deutschland einsetzen. Ab 1. Jänner 2015 ist 
bei einer Dienstleistung des bei einem österreichi-
schen Unternehmen beschäftigten Arbeitnehmers in 
Deutschland grundsätzlich der Mindestlohn von  
€ 8,50 brutto/Stunde einzuhalten. Zu beachten ist 
dabei auch, dass dies bei einer 40-Stunden-Woche ein 
Monatsgehalt von € 1.470,50 brutto bedeutet. Bei Ein-
rechnung der anteiligen Sonderzahlungen reduziert 
sich der Betrag auf 14 mal € 1.260,43.

Für weiterführende Fragen 	 Das Team der Personalverrechnung
stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung!	E va Lachmayer, Mag. Birgit Mürwald, 

Melanie Rainsberger, Kurt Schöppl und Margit Wieser 
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Der Traum von 
den eigenen vier Wänden

Wohnen in den eigenen vier Wänden stellt den wichtigsten Wohn-
wunsch der Österreicher dar. Den Traum von den eigenen vier Wän-
den kann sich jeder erfüllen. Doch wie bezahlt man das Haus oder die 
Eigentumswohnung? 

Den richtigen Finanzierungsmix zu finden ist nicht 
leicht, und auch der Einsatz der Eigenmittel will richtig 
geplant sein. Da es sich bei der Entscheidung meist um 
eine Entscheidung fürs Leben handelt, sollte auch die 
Auswahl der passenden Finanzierung gut überlegt sein.

Der Traum von den eigenen vier Wänden kann schon 
morgen Wirklichkeit sein. Denn selten war der Zeitpunkt 
für den Erwerb von Wohneigentum so günstig. Die Raiff-
eisen Wohnberater unterstützen Sie aktiv und voraus-
schauend bei der idealen Finanzierung Ihres Eigenheims. 

Ab 01.04.2015 Wohnbauförderung NEU

Das neue Salzburger Wohnbauförderungsgesetz soll 
Anfang April in Kraft treten.

Welche Änderungen sind geplant?

•	 Umstellung auf Bank/Bauspardarlehen

•	 Nicht rückzahlbare Einmalzuschüsse

•	 Erhöhungen für Jungfamilien, Alleinerzieher 
	 und kinderreiche Familien

•	 Erhöhung der Einkommensgrenzen um 15 %

•	 Keine Wohnnutzflächenbeschränkung

Nicht rückzahlbare Zuschüsse 
auch in der Sanierungsförderung:

•	 Die Höhe des Zuschusses ergibt sich aus dem Prozent-
satz für bestimmte, höchstens förderbare Sanierungs-
kosten

•	 15 % bei Sanierung von Einzelmaßnahmen

•	 20 % bei „großer Renovierung“

•	 Der Zuschuss erhöht sich nach dem Zuschlagspunkte-
system für energie-ökologische Maßnahmen

•	 Keine Eintragung im Grundbuch erforderlich

Angekündigter Nachlass bei vorzeitiger Rückzahlung 
von bestehenden Förderungen.

Eine Information Ihrer 
Oberpinzgauer Raiffeisenbanken

Sommer mit Zukunft 

In einer gemeinsamen Pressekonferenz mit dem 
Klimafonds und der Universität Graz wurde die 
Coin-Studie Anfang dieses Jahres präsentiert. Sie gibt 
Aufschluss darüber, welche wirtschaftlichen Folgen 
der Klimawandel in Österreich bis 2050 nach sich 
ziehen wird. 

Auch dem Tourismus hat man sich dabei sehr aus-
führlich gewidmet: Es werden schwere Zeiten für den 
Wintertourismus anbrechen. Da droht ein Verlust 
von einer Million Nächtigungen jährlich. Aber der 
Sommertourismus darf sich auf Rückenwind freuen. 
Auslöser dafür wird die nicht gedämpfte globale Er-
wärmung sein, die aufgrund der weltweiten Inaktivität 
der Politik weiter fortschreitet. 

Während es also immer schwieriger wird, die Winter-
saison in der bisher gewohnten Form fortzusetzen, 
bedeutet das aber neue Chancen für den Sommer. Ein 
Ausbau der Wander- und Sportangebote im Sommer 
aber auch eine Ausdehnung der Saisonzeiten in den 
Frühling oder in den Herbst bis hinein in den Spät-

herbst sind denkbar. 

Wandern, Radfahren in den Bergen statt Skifahren 
und Sommerfrische an den Seen statt Hitze in der 
Stadt – die Tourismusindustrie muss Alternativen 
zum Wintertourismus anbieten. Ganzjahres- und 
Städtetourismus kann so die die Verluste im Winter 
ausgleichen. Südtirol zeigt schon heute vor, wie aus 
dem Herbst eine Hauptsaison gemacht werden kann. 
Istrien forciert den Frühsommer mit Angeboten für 
spezifische Gästegruppen. 

Es braucht attraktive Produkte, eine Veränderung der 
Werbekonzepte und ein nachhaltiges Fokussieren auf  
Ganzjahres-Urlaub und Erholung in Österreich mit 
seinen Seen, Bergen und Städten. Es wird uns kaum 
gelingen, dem Klimawandel Einhalt zu gebieten, dann 
wird der am erfolgreichsten sein, der sich am schnells-
ten auf die neuen Bedingungen einstellt.

Quelle: Öster. Tourismusbank ÖHT Blog
Posted: 05.02.2015 11:55 PM PST
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5730 Mittersill, Gerlosstraße 8b
Fax 06562 48658 440

office@gruber-partner.at

Pülzl - Fritzenwallner - Gandler 
Wirtschaftstreuhand- und 
Steuerberatungsgesellschaft mbH 
Geschäftsführer: 
Stb Mag. Thomas Fritzenwallner

5730 Mittersill, Gerlosstraße 8b
T. 06562 48658, F. 06562 48658-440

office@wt-pfg.at

www.fritzenwallner-gandler.at www.gruber-partner.at www.wt-pfg.at


